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men zur Verhinderung des Erwerbs von Massenvernichtungs-
waffen durch Terroristen zum Ausdruck gebracht wurde,

feststellend, dass die Gruppe der Acht, die Europäische
Union, das Regionale Forum des Verbands Südostasiatischer
Nationen und andere bei ihren Beratungen den von dem Er-
werb von Massenvernichtungswaffen durch Terroristen aus-
gehenden Gefahren sowie der Notwendigkeit internationaler
Zusammenarbeit zu dessen Bekämpfung Rechnung getragen
haben,

Kenntnis nehmend von der Prüfung von Fragen betreffend
den Terrorismus und Massenvernichtungswaffen durch den
Beirat für Abrüstungsfragen197, 

sowie Kenntnis nehmend von den einschlägigen Resolutio-
nen, die von der Generalkonferenz der Internationalen Atom-
energie-Organisation auf ihrer fünfzigsten ordentlichen Ta-
gung verabschiedet wurden198, 

ferner Kenntnis nehmend von dem Ergebnis des Weltgip-
fels 2005, das auf der Plenartagung auf hoher Ebene der sech-
zigsten Tagung der Generalversammlung am 16. September
2005 verabschiedet wurde199, sowie von der Verabschiedung
der Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämp-
fung des Terrorismus am 8. September 2006200, 

Kenntnis nehmend von dem gemäß den Ziffern 3 und 5 der
Resolution 60/78 vorgelegten Bericht des Generalsekretärs201, 

in Anbetracht der dringenden Notwendigkeit, diese Bedro-
hung der Menschheit im Rahmen der Vereinten Nationen und
durch internationale Zusammenarbeit anzugehen,

betonend, dass auf dem Gebiet der Abrüstung und Nicht-
verbreitung dringend Fortschritte erzielt werden müssen, um
zur Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit sowie zu den weltweiten Anstrengungen zur Bekämpfung
des Terrorismus beizutragen,

1. fordert alle Mitgliedstaaten auf, die internationalen
Anstrengungen zu unterstützen, mit denen verhindert werden
soll, dass Terroristen Massenvernichtungswaffen und ihre
Trägersysteme erwerben;

2. appelliert an alle Mitgliedstaaten, die Unterzeich-
nung und Ratifikation des Internationalen Übereinkommens
zur Bekämpfung nuklearterroristischer Handlungen194 zu er-
wägen, damit es bald in Kraft treten kann;

3. fordert alle Mitgliedstaaten nachdrücklich auf, inner-
staatliche Maßnahmen zu ergreifen und gegebenenfalls zu ver-
stärken, um Terroristen daran zu hindern, Massenvernich-
tungswaffen, ihre Trägersysteme sowie Materialien und Tech-
nologien, die mit ihrer Herstellung zusammenhängen, zu er-

werben, und bittet sie, den Generalsekretär auf freiwilliger
Grundlage über die in dieser Hinsicht ergriffenen Maßnahmen
zu unterrichten;

4. legt den Mitgliedstaaten nahe, untereinander und mit
den zuständigen regionalen und internationalen Organisatio-
nen zusammenzuarbeiten, um die diesbezüglichen nationalen
Kapazitäten zu stärken;

5. ersucht den Generalsekretär, einen Bericht über die
Maßnahmen zusammenzustellen, die bereits von internationa-
len Organisationen im Hinblick auf Fragen betreffend den Zu-
sammenhang zwischen der Bekämpfung des Terrorismus und
der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen ergriffen
wurden, die Auffassungen der Mitgliedstaaten zu weiteren
zweckdienlichen Maßnahmen zur Abwehr der weltweiten Be-
drohung einzuholen, die vom Erwerb von Massenvernich-
tungswaffen durch Terroristen ausgeht, und der Generalver-
sammlung diesen Bericht auf ihrer zweiundsechzigsten Ta-
gung vorzulegen;

6. beschließt, den Punkt „Maßnahmen zur Verhinde-
rung des Erwerbs von Massenvernichtungswaffen durch Ter-
roristen“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer zweiundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/87

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)202.

61/87. Internationale Sicherheit und kernwaffenfreier
Status der Mongolei

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 53/77 D vom 4. De-
zember 1998, 55/33 S vom 20. November 2000, 57/67 vom
22. November 2002 und 59/73 vom 3. Dezember 2004,

sowie unter Hinweis auf die Ziele und Grundsätze der
Charta der Vereinten Nationen sowie auf die Erklärung über
Grundsätze des Völkerrechts betreffend freundschaftliche Be-
ziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im Ein-
klang mit der Charta der Vereinten Nationen203, 

eingedenk ihrer Resolution 49/31 vom 9. Dezember 1994
über den Schutz und die Sicherheit kleiner Staaten,

ausgehend davon, dass die Erklärung eines kernwaffen-
freien Status eines der Mittel zur Gewährleistung der nationa-
len Sicherheit von Staaten ist,

überzeugt, dass der international anerkannte Status der
Mongolei dazu beitragen wird, die Stabilität und Vertrauens-
bildung in der Region zu verstärken sowie die Sicherheit der
Mongolei zu fördern, indem ihre Unabhängigkeit, Souveräni-
tät und territoriale Unversehrtheit, die Unverletzlichkeit ihrer197 Siehe A/59/361.

198 Siehe International Atomic Energy Agency, Resolutions and Other De-
cisions of the General Conference, Fiftieth Regular Session, 18–22 Sep-
tember 2006 (GC(50)/RES/DEC(2006)).
199 Siehe Resolution 60/1.
200 Resolution 60/288.
201 A/61/171 und Add.1.

202 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Frankreich, Kasachstan, Marokko, Mongolei und
den Vereinigten Staaten von Amerika.
203 Resolution 2625 (XXV), Anlage.
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Grenzen und die Erhaltung ihres ökologischen Gleichgewichts
gestärkt werden,

davon Kenntnis nehmend, dass das mongolische Parlament
als konkrete Maßnahme zur Förderung der Ziele der Nichtver-
breitung von Kernwaffen Rechtsvorschriften verabschiedet
hat, die den kernwaffenfreien Status der Mongolei definieren
und regeln204,

eingedenk der gemeinsamen Erklärung der fünf Kernwaf-
fenstaaten über Sicherheitsgarantien für die Mongolei im Zu-
sammenhang mit ihrem kernwaffenfreien Status205 als Beitrag
zu der Durchführung der Resolution 53/77 D sowie ihrer Zu-
sage gegenüber der Mongolei, im Einklang mit den Grundsät-
zen der Charta bei der Durchführung der genannten Resolution
zu kooperieren,

feststellend, dass die fünf Kernwaffenstaaten dem Sicher-
heitsrat die gemeinsame Erklärung übermittelt haben,

in Anbetracht der Unterstützung für den kernwaffenfreien
Status der Mongolei, die von den Staats- und Regierungschefs
der nichtgebundenen Länder auf der am 24. und 25. Februar
2003 in Kuala Lumpur abgehaltenen dreizehnten Konferenz
der Staats- und Regierungschefs der nichtgebundenen Län-
der206 und auf der am 15. und 16. September 2006 in Havanna
abgehaltenen vierzehnten Konferenz207 zum Ausdruck ge-
bracht wurde, 

feststellend, dass die Vertrags- und Unterzeichnerstaaten
der Verträge von Tlatelolco208, Rarotonga209, Bangkok210 und
Pelindaba211 sowie der Staat Mongolei auf der ersten Konfe-
renz der Vertrags- und Unterzeichnerstaaten von Verträgen
über die Schaffung kernwaffenfreier Zonen, die vom 26. bis
28. April 2005 in Tlateloloco (Mexiko) stattfand, den interna-
tionalen kernwaffenfreien Status der Mongolei anerkannten
und uneingeschränkt unterstützten212,

Kenntnis nehmend von anderen Maßnahmen, die zur
Durchführung der Resolution 59/73 auf nationaler und inter-
nationaler Ebene ergriffen wurden,

unter Begrüßung der aktiven und positiven Rolle, die die
Mongolei bei der Herstellung friedlicher, freundschaftlicher
und für alle Seiten vorteilhafter Beziehungen zu den Staaten
der Region und anderen Staaten spielt,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs über
die internationale Sicherheit und den kernwaffenfreien Status
der Mongolei213, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs über die Durchführung der Resolution 59/73213;

2. dankt dem Generalsekretär für die Anstrengungen
zur Durchführung der Resolution 59/73214; 

3. befürwortet und unterstützt die gutnachbarlichen und
ausgewogenen Beziehungen der Mongolei zu ihren Nachbarn
als ein wichtiges Element zur Stärkung des Friedens, der Si-
cherheit und der Stabilität der Region;

4. begrüßt die Bemühungen der Mitgliedstaaten, mit
der Mongolei bei der Durchführung der Resolution 59/73 zu-
sammenzuarbeiten, sowie die Fortschritte bei der Festigung
der internationalen Sicherheit der Mongolei;

5. bittet die Mitgliedstaaten, auch künftig mit der Mon-
golei bei der Ergreifung der Maßnahmen zusammenzuarbei-
ten, die notwendig sind, um die Unabhängigkeit, Souveränität
und territoriale Unversehrtheit der Mongolei, die Unverletz-
lichkeit ihrer Grenzen, ihre unabhängige Außenpolitik, ihre
wirtschaftliche Sicherheit und ihr ökologisches Gleichgewicht
sowie ihren kernwaffenfreien Status zu konsolidieren und zu
stärken;

6. appelliert an die Mitgliedstaaten der asiatisch-pazifi-
schen Region, die Anstrengungen zu unterstützen, die die
Mongolei unternimmt, um den in Betracht kommenden regio-
nalen Abmachungen auf dem Gebiet der Sicherheit und der
Wirtschaft beizutreten;

7. ersucht den Generalsekretär und die zuständigen Or-
gane der Vereinten Nationen, der Mongolei auch weiterhin
Hilfe bei der Ergreifung der in Ziffer 5 genannten notwendigen
Maßnahmen zu gewähren;

8. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung über die Durchfüh-
rung dieser Resolution Bericht zu erstatten;

9. beschließt, den Punkt „Internationale Sicherheit und
kernwaffenfreier Status der Mongolei“ in die vorläufige Ta-
gesordnung ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/88

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 141 Stimmen bei 3 Gegenstimmen und 37 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)215:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Brasilien, Brunei Da-
russalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demo-
kratische Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti,
Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Gre-
nada, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak,
Iran (Islamische Republik), Irland, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Kambo-
dscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien,

204 Siehe A/55/56-S/2000/160.
205 A/55/530-S/2000/1052, Anlage.
206 Siehe A/57/759-S/2003/332, Anlage I.
207 Siehe A/61/472-S/2006/780, Anlage I.
208 United Nations, Treaty Series, Vol. 634, Nr. 9068. 
209 Siehe The United Nations Disarmament Yearbook, Vol. 10: 1985 (Uni-
ted Nations publication, Sales No. E.86.IX.7), Anhang VII.
210 United Nations, Treaty Series, Vol. 1981, Nr. 33873. 
211 A/50/426, Anlage. 
212 Siehe A/60/121, Anlage III. 
213 A/61/164.

214 Ebd., Abschn. III.
215 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan, Turkme-
nistan und Usbekistan.




